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A. Prüfungsauftrag 

Mit Beschluss vom 11. April 2018 beauftragte uns der Rechnungsprüfungsausschuss der 

Stadt Steinfurt, 

im Folgenden auch „Stadt“ oder „Konzern“ genannt, 

mit der Prüfung des Gesamtabschlusses zum 31. Dezember 2018 unter Einbeziehung der zu 

Grunde liegenden Buchführung und des Gesamtlageberichts gemäß § 116 der Gemeindeordnung 

für das Land Nordrhein-Westfalen a. F. (GO NRW a. F.).  

Der Konzern ist gemäß § 116 Abs. 6 i. V. m. § 101 Abs. 2 bis 8 GO NRW a. F. und §§ 316 ff. HGB 

prüfungspflichtig. 

Über Gegenstand, Art und Umfang der von uns gemäß § 116 Abs. 6 GO NRW a. F. und entspre-

chend § 317 HGB durchgeführten Prüfung des Gesamtabschlusses und des Gesamtlageberichts 

erstatten wir den vorliegenden Bericht. Bei der Erstellung des Berichts über die von uns durchge-

führte Abschlussprüfung haben wir den Prüfungsstandard PS 450 n. F. „Grundsätze ordnungsmä-

ßiger Erstellung von Prüfungsberichten“ des Instituts der Wirtschaftsprüfer (IDW) beachtet. Der 

Prüfungsbericht ist an den Rechnungsprüfungsausschuss der Stadt Steinfurt adressiert. 

Der Beteiligungsbericht nach § 117 GO NRW ist nicht Bestandteil der Gesamtabschlussprüfung.  

Wir bestätigen gemäß § 321 Abs. 4a HGB, dass wir bei unserer Abschlussprüfung die anwendba-

ren Vorschriften zur Unabhängigkeit beachtet haben. 

Für die Durchführung des Auftrags und unsere Verantwortlichkeit, auch im Verhältnis zu Dritten, 

sind die Allgemeinen Auftragsbedingungen für Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaften in der Fassung vom 1. Januar 2017 maßgebend, die als Anlage beigefügt sind. 

Dieser Prüfungsbericht wurde nur zur Dokumentation der durchgeführten Prüfung gegenüber dem 

Mutterunternehmen und nicht für Zwecke Dritter erstellt, denen gegenüber wir entsprechend der im 

Regelungsbereich des § 323 HGB geltenden Rechtslage keine Haftung übernehmen. 
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B. Grundsätzliche Feststellungen 

I.  Stellungnahme zur Lagebeurteilung durch die gesetzlichen Vertreter 

In den nachfolgenden Ausführungen nehmen wir zur Darstellung der Lage der Stadt Steinfurt in 

Gesamtabschluss und Gesamtlagebericht durch die gesetzlichen Vertreter entsprechend § 321 

Abs. 1 S. 2 HGB Stellung. Dabei ist darzustellen, ob der Gesamtlagebericht entsprechend § 116 

Abs. 6 GO NRW a. F. mit dem Gesamtabschluss in Einklang steht und ob die sonstigen Angaben 

nicht eine falsche Vorstellung von der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage der 

Stadt erwecken. Zudem haben wir darauf einzugehen, ob entsprechend § 51 GemHVO NRW die 

Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung der Stadt sowie der einbezogenen verselbst-

ständigten Aufgabenbereiche zutreffend dargestellt sind. 

Unseres Erachtens ist auf folgende Kernaussagen der gesetzlichen Vertreter in Gesamtjahres-

abschluss und Gesamtlagebericht zur Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage 

sowie zur voraussichtlichen Entwicklung der Stadt Steinfurt besonders hinzuweisen: 

Vermögens-, Finanz-, Schulden- und Ertragsgesamtlage 

Die Gesamtertragslage des Konzerns Stadt Steinfurt war im Haushaltsjahr 2018 von einem Ge-

samtjahresergebnis in Höhe von T  8.865 geprägt. Das positive Jahresergebnis setzt sich zusam-

men aus dem Jahresüberschuss der Kernverwaltung und dem Jahresfehlbetrag der StEIn GmbH. 

Die ordentlichen Gesamtaufwendungen von insgesamt T  101.141 wurden in 2018 durch ordentli-

che Gesamterträge von T  116.427 gedeckt, was einem Aufwandsdeckungsgrad von 115,1 % 

entspricht.  

Die Finanzlage im Konzern Stadt Steinfurt weist im Haushaltsjahr 2018 einen positiven Cashflow 

aus laufender Geschäftstätigkeit in Höhe von T  15.697 auf. Der Cashflow aus der Investitionstä-

tigkeit in Höhe von - T  12.586 beinhaltet insbesondere die Veräußerung und den Erwerb von Ge-

genständen des Anlagevermögens, die Ein- und Auszahlungen im Rahmen der Veränderungen 

des Finanzanlagevermögens sowie die Einzahlungen für Sonderposten aus Zuwendungen und 

Beiträgen und sonstige Sonderposten. Insgesamt wurden Investitionen in Höhe von T  15.332 ge-

tätigt, von denen T  13.642 auf Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen entfal-

len. Im Haushaltsjahr 2018 wurden Kredite in Höhe von T  9.850 aufgenommen. Der Cashflow 

aus der Finanzierungstätigkeit weist einen Betrag von T  3.559 aus. Der negative Cashflow aus 

der Investitionstätigkeit wird im Berichtsjahr durch die positiven Cashflows aus der Finanzie-

rungstätigkeit und aus der laufenden Geschäftstätigkeit voll kompensiert. Daher nahmen die liqui-

den Mittel um T  6.670 auf T  20.896 zu. 
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Die Vermögenslage des Konzerns Stadt Steinfurt wird geprägt durch das Anlagevermögen und 

hierbei insbesondere durch das Sachanlagevermögen, welches mit T  306.844 zum Bilanzstichtag 

31. Dezember 2018 90,6 % der Aktivposten ausmacht.  

Die Verbindlichkeiten belaufen sich zum Bilanzstichtag auf T  94.394 und machen damit 27,9 % 

der Bilanzsumme aus. Bei einem Eigenkapital von T  38.337 und Sonderposten von insgesamt 

T  149.097 beträgt die Eigenkapitalquote II zum Bilanzstichtag 31. Dezember 2018 53,3 %. 

Zukünftige Entwicklung 

Die größte Investition der nächsten Jahre in der Planung der Kernverwaltung ist der Neubau des 

Feuerwehrgerätehauses in Burgsteinfurt. Dieser muss in Abstimmung mit dem Kreis Steinfurt, der 

in den nächsten drei Jahren zunächst neue Räumlichkeiten für die Rettungswache schaffen muss, 

auf die Jahre 2021/22 verschoben werden. 

Der Investitionsplan der StEIn GmbH für 2019 sieht Gesamtinvestitionen in einer Höhe von T  106 

vor. Die Investitionen betreffen die weitere Sanierung des Freibades in Burgsteinfurt und die Sa-

nierung des Planschbeckens im Kombibad. 

Der Investitionsplan der Stadtwerke Steinfurt GmbH für 2019 sieht Gesamtinvestitionen von 

T  2.470 vor. Den Schwerpunkt der Investitionen stellen nach wie vor die Netze Strom, Gas, Was-

ser, Telekommunikation und Wärme dar. 

Chancen und Risiken 

Für die Kernverwaltung ist das Ziel, wieder einen ausgeglichenen Haushalt aufstellen zu können, 

der in 2019 erreicht werden konnte. Auch in den Folgejahren ist mit positiven Ergebnissen zu 

rechnen, sodass kein Haushaltssicherungskonzept mehr aufgestellt werden muss. 

Durch gestiegene Aufwendungen und ein gesunkenes Geschäftsergebnis der Stadtwerke Steinfurt 

GmbH hat die StEIn GmbH im Berichtsjahr 2018 kein ausgeglichenes Jahresergebnis erwirtschaf-

tet. Diesen Verlust musste die Kernverwaltung abdecken. Dabei ist die StEIn GmbH als dauerhaft 

defizitärer Betrieb auch in der Zukunft von den Geschäftsergebnissen der Stadtwerke Steinfurt 

oder von kommunalen Zuschüssen abhängig, sodass in den folgenden Jahren erneut mit Verlust-

abdeckungen von Seiten der Kernverwaltung zu rechnen ist. Die Schwerpunkte werden auf die 

Reduzierung der Aufwendungen sowie die Erhöhung der Einnahmen der StEIn GmbH gesetzt. 

Dabei werden mehrere Strategien, wie die Anpassung der Eintrittsgelder und die Optimierung der 

Öffnungszeiten, angewandt. 
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Mit der kompletten Stromnetzübernahme ist das Gesamtportfolio der Stadtwerke Steinfurt GmbH 

gestiegen. Es wird die zentrale Aufgabe der nächsten Jahre sein, das Stromnetz zu integrieren 

und organisatorisch in den Geschäftsablauf einzubinden. Zum 1. Januar 2019 ist die Stadtwerke 

Steinfurt zum Grundversorger für Strom in Steinfurt geworden. Hier hat sich die Erwartung bestä-

tigt, mit der Übernahme des Stromnetzes weitere Stromkunden hinzugewinnen zu können, die jetzt 

alle Leistungen ihres Energieversorgers aus einer Hand bekommen. 

Auf Grund der seit März 2020 bestehenden „Coronakrise“ sind derzeit die finanziellen Auswirkun-

gen für den gemeindlichen Haushalt nicht absehbar. Erhebliche Steuereinbrüche bei der Gewerbe-

steuer sind derzeit noch nicht zu verzeichnen, können aber für die Zukunft nicht ausgeschlossen 

werden. Weitere Mindererträge sind bei der Einkommen-, Umsatz- und Vergnügungssteuer zu er-

warten. Weiterhin ist auch in einigen Bereichen mit erhöhten Aufwendungen zu rechnen (z.B. Kos-

ten für die Beschaffung von Atemschutzmasken und Desinfektionsmitteln). Bis heute hat die Lan-

desregierung noch über keinen echten Rettungsschirm für die Kommunen in NRW entschieden. 

Das Gesetz zur Isolation der coronabedingten Schäden im kommunalen Haushalt (NKF-CIG) hilft 

der Kreisstadt Steinfurt in diesem Zusammenhang nicht. Neben der Möglichkeit, weitere zinsgüns-

tige Kredite (Investitions- und Liquiditätskredite) aufzunehmen, gibt es einige Erleichterungen be-

züglich des kommunalen Haushaltsrechts. Die Aufnahme weiterer Darlehen führt allerdings zu 

einer weiteren Verschuldung der Kommunen und ist daher nicht zielführend. Echte Zuschüsse an 

die Städte und Gemeinden wären eine tatsächlich haushaltsentlastende Alternative. Es bleibt ab-

zuwarten, inwieweit die Landesregierung einen wirksameren Rettungsschirm für die Städte und 

Gemeinden aufspannen wird. Ende des Haushaltsjahres 2020 wurde zumindest für das Haushalts-

jahr 2020 im Bereich der Gewerbesteuer eine Kompensationsleistung in Höhe von rund T  875 

gezahlt. Teilweise hat sich das Land NRW beim Erlass der Beiträge für die OGS-Beiträge beteiligt. 

Ob es zu weiteren Entlastungen der Kommunen kommt, bleibt derzeit noch abzuwarten. 

Weitere Einbrüche gab es in der Bädersparte. Auf Grund der Corona-Pandemie mussten das 

Kombibad in Borghorst und Bagnomare in Burgsteinfurt teilweise komplett geschlossen werden. 

Hierdurch waren in 2020 bei der StEIn GmbH erhebliche Einnahmeausfälle zu verzeichnen. Die 

Mitarbeitenden der StEIn GmbH befinden sich auch gegenwärtig in der Kurzarbeit. Auch für 2021 

muss in diesem Bereich mit weiteren Ausfällen gerechnet werden. Neben den coronabedingten 

Ausfällen bei den Bäderbetrieben ist ebenfalls mit einer steigenden Zahl von Insolvenzen und so-

mit mit höheren Wertberichtigungen auf Forderungen bei den Energie- und Wasserkunden zu 

rechnen.  

Die Neuregelung des § 2b Umsatzsteuergesetz hat zur Folge, dass zahlreiche und wesentliche 

Besteuerungsprivilegien der öffentlichen Hand aufgehoben worden sind. Jede Tätigkeit von juristi- 
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schen Personen des öffentlichen Rechts auf privatrechtlicher Grundlage soll nunmehr als unter-

nehmerisch eingestuft werden. Es gilt noch eine Übergangsregelung bis zum 31. Dezember 2022 

durch das im Juni in Kraft getretene Corona-Steuerhilfegesetz. 

Die Stadt Steinfurt muss weiterhin alle Bemühungen fortsetzen, die Haushalts- und Schuldenkon-

solidierung voranzutreiben. Jahre positiver Haushaltsergebnisse müssen genutzt werden, um die 

Eigenkapitalausstattung wieder zu verbessern und die Ausgleichsrücklage aufzustocken, um auf 

sich verschlechternde finanzielle Rahmenbedingungen vorbereitet zu sein. Dennoch kann nicht 

ausgeschlossen werden, dass zukünftig ein erneuter Anstieg der Verschuldung nicht vermieden 

werden kann. Erforderliche Investitionen für die Feuerwache Burgsteinfurt oder im Schulbereich, 

Stichwort offener Ganztag, werden hierzu führen. Ferner ist bei der Entwicklung des Anlagevermö-

gens erkennbar, dass der Umfang der Reinvestitionen den der Abschreibungen nicht erreicht und 

das Anlagevermögen somit schrumpft.  

Sofern sich die Rahmenbedingungen jedoch dauerhaft verschlechtern besteht für die Stadt Stein-

furt die Gefahr, erneut in die Haushaltssicherung zu rutschen. Vor dem Hintergrund der seit Fe-

bruar 2020 andauernden Corona-Pandemie hat sich diese Gefahr für die Folgejahre noch ver-

schärft. Die Folgen für die städtischen Finanzen sind noch nicht absehbar. Auch wenn für das Jahr 

2020 noch vergleichsweise geringe Auswirkungen zu verzeichnen waren, sind diese für die Folge-

jahre nicht zu unterschätzen. Negative Auswirkungen sind insbesondere bei der Entwicklung der 

Gewerbesteuer, den Anteilen an der Einkommensteuer und der Umsatzsteuer sowie bei den 

Schlüsselzuweisungen zu erwarten. Prognosen sind mit großen Unsicherheiten behaftet und kaum 

möglich. Die weitere Entwicklung bleibt daher abzuwarten. 

Zusammenfassend stellen wir entsprechend § 321 Abs.1 S. 2 HGB fest, dass die Lage der Stadt 

Steinfurt durch die gesetzlichen Vertreter in Gesamtabschluss und Gesamtlagebericht nach unse-

rer Auffassung nachvollziehbar dargestellt und beurteilt wird. Die Darstellung der voraussichtlichen 

Entwicklung der Stadt im Gesamtlagebericht basiert auf Annahmen, bei denen Beurteilungsspiel-

räume gegeben sind. Nach unserer Auffassung ist diese Darstellung insgesamt plausibel und 

nachvollziehbar.
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II. Unregelmäßigkeiten 

Sonstige Verstöße gegen Gesetz, Satzung und gemeinderechtliche Bestimmungen 

Als Abschlussprüfer haben wir entsprechend § 321 Abs. 1 S. 3 HGB auch über bei Durchführung 

unserer Prüfung festgestellte Unrichtigkeiten oder Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften zu 

berichten. Zu diesen gesetzlichen Vorschriften zählen insbesondere die für die Aufstellung des Ge-

samtabschlusses oder des Gesamtlageberichts geltenden Rechnungslegungsnormen. 

Darüber hinaus haben wir auch über sonstige Gesetzesverstöße zu berichten, die sich nicht unmit-

telbar auf die Rechnungslegung beziehen, jedoch solche Verstöße erkennen lassen. Diesbezüg-

lich weisen wir darauf hin, dass eine abschließende Würdigung sowie Untersuchung auf das mög-

liche Vorliegen sonstiger Verstöße nicht Gegenstand unseres Auftrags waren, sondern sich unsere 

Berichtspflicht lediglich auf anlässlich der Prüfung des Gesamtabschlusses festgestellte Verstöße 

erstreckt. 

Bei der Durchführung unserer Prüfung haben wir nachstehend aufgeführte berichtspflichtige Un-

richtigkeiten und Verstöße gegen gesetzliche Vorschriften sowie sonstige Tatsachen festgestellt: 

Gemäß § 116 Abs. 5 GO NRW a. F. i. V. m. § 95 Abs. 3 GO NRW a. F. hat die Aufstellung des 

Gesamtabschlusses innerhalb der ersten neun Monate nach dem Abschlussstichtag zu erfolgen. 

Die Aufstellung des Gesamtabschlusses zum 31. Dezember 2018 erfolgte nicht innerhalb der 

gemäß § 116 GO NRW a. F. vorgesehenen Frist. 

Die oben genannten Ausführungen haben keine Auswirkungen auf das Prüfungsurteil, da insge-

samt die Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage nicht beeinflusst werden. 
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C. Gegenstand, Art und Umfang der Prüfung 

Gegenstand der Prüfung 

Gegenstand unserer Gesamtabschlussprüfung waren: 

 die Konzernbuchführung, 

 der Gesamtabschluss (bestehend aus Gesamtergebnisrechnung, Gesamtbilanz und Ge-

samtanhang einschließlich Gesamtkapitalflussrechnung und Gesamtverbindlichkeiten-

spiegel) sowie 

 der Gesamtlagebericht 

der Stadt Steinfurt. 

Die Konzernbuchführung und die Aufstellung von Gesamtabschluss und Gesamtlagebericht nach 

den Vorschriften der Gemeindeordnung und Gemeindehaushaltsverordnung Nordrhein-Westfalen 

sowie den ortsrechtlichen Bestimmungen liegen in der Verantwortung der gesetzlichen Vertreter 

der Stadt. Ebenso sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die dem Abschlussprüfer ge-

machten Angaben. Unsere Aufgabe besteht darin, auf der Grundlage der von uns durchgeführten 

Prüfung ein Urteil über den Gesamtabschluss, den Gesamtlagebericht und die dazu gemachten 

Angaben abzugeben. 

Die Prüfung der Einhaltung anderer Vorschriften gehört nur insoweit zu den Aufgaben der Ge-

samtabschlussprüfung, als sich aus ihnen üblicherweise Rückwirkungen auf den Gesamtabschluss 

und den Gesamtlagebericht ergeben. 

Unsere Prüfung umfasste die Beurteilung 

 der Abgrenzung des Konsolidierungskreises, 

 der Ordnungsmäßigkeit der in den Konzernabschluss einbezogenen Jahresabschlüsse und 

 der getroffenen Konsolidierungsmaßnahmen. 
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Den Gesamtlagebericht haben wir daraufhin geprüft, ob er mit dem Gesamtabschluss und den bei 

unserer Prüfung gewonnenen Erkenntnissen in Einklang steht und ob seine sonstigen Angaben 

nicht eine falsche Vorstellung von der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage der 

Stadt erwecken. Dabei haben wir auch geprüft, ob die Chancen und Risiken der zukünftigen Ent-

wicklung der Stadt zutreffend dargestellt sind. Entsprechend IDW PS 730 bzw. analog § 317 

Abs. 2 HGB n. F. hat sich die Prüfung des Gesamtlageberichts auch darauf zu erstrecken, ob die 

gesetzlichen Vorschriften (§ 51 GemHVO NRW) zur Aufstellung des Lageberichts beachtet worden 

sind.  

Art und Umfang der Prüfung 

Durch das „Gesetz zur Beschleunigung der Aufstellung kommunaler Gesamtabschlüsse“ vom 

25. Juli 2015 wurde für NRW beschlossen, dass der Anzeige des Gesamtabschlusses für das Haus-

haltsjahr 2018 die Gesamtabschlüsse der Haushaltsjahre 2011 bis 2017 ungeprüft beigefügt werden 

dürfen, sofern der Gesamtabschluss 2018 fristgerecht vom Rat festgestellt und angezeigt wird. Das 

Gesetz sollte ursprünglich mit Ablauf des 30. Juni 2019 außer Kraft treten. Mit Wirkung vom 18. De-

zember 2018 wurde eine Gesetzesänderung vorgenommen, wodurch das Gesetz erst mit Ablauf 

des 31. Dezember 2021 außer Kraft tritt. Die Stadt Steinfurt wendet das Gesetz entsprechend an. 

Ausgangspunkt unserer Prüfung war der ungeprüfte Vorjahresabschluss des Jahres 2017. 

Von der Richtigkeit der Eröffnungsbilanzwerte haben wir uns unter Beachtung des IDW PS 205 

überzeugt. 

Wir haben die Prüfung mit Unterbrechungen in den Monaten Dezember 2020 bis März 2021 in 

unserem Haus durchgeführt. 

Wir haben unsere Gesamtabschlussprüfung gemäß § 116 Abs. 6 GO NRW a. F. und entspre-

chend § 317 HGB sowie unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer in Deutschland 

e. V. festgestellten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Durchführung von Abschlussprüfun-

gen durchgeführt. 
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Danach haben wir die Prüfung so geplant und durchgeführt, dass mit hinreichender Sicherheit 

beurteilt werden kann, ob die Konzernbuchführung, der Gesamtabschluss und der Gesamtlagebe-

richt frei von wesentlichen Mängeln sind. Zu diesem Zweck haben wir unseren risiko- und system-

orientierten Prüfungsansatz angewendet, der durch die Prüfungssoftware audicon unterstützt wird. 

Sie unterstützt die Planung, Durchführung und Dokumentation der Abschlussprüfung. 

Auf der Grundlage dieses risiko- und systemorientierten Prüfungsansatzes haben wir zunächst 

eine Prüfungsstrategie erarbeitet. Diese basiert auf einer Einschätzung des wirtschaftlichen und 

rechtlichen Umfelds und der Darlegung der gesetzlichen Vertreter über die wesentlichen Ziele, 

Strategien und Risiken des Konzerns sowie den Erwartungen über mögliche Fehler. Das interne  

Kontrollsystem der Stadt haben wir untersucht, soweit es für eine ordnungsgemäße Konzern-

rechnungslegung von Bedeutung ist; das interne Kontrollsystem in seiner Gesamtheit war nicht 

Gegenstand der Abschlussprüfung. 

Zur Festlegung von Prüfungsschwerpunkten sind daraufhin kritische Prüfungsziele identifiziert und 

es ist ein Prüfungsprogramm entwickelt worden. In diesem Prüfungsprogramm sind die Schwer-

punkte und der Ansatz der Prüfung sowie Art und Umfang der Prüfungshandlungen festgelegt. 

Unserem Prüfungsplan entsprechend haben wir die Prüfung grundsätzlich nicht kontrollorientiert 

durchgeführt und daher aussagebezogene Prüfungshandlungen (analytische Prüfungshandlungen 

und Einzelfallprüfungen) in nicht reduziertem Umfang durchgeführt. 

Die Prüfungshandlungen zur Erlangung von Prüfungsnachweisen umfassten Systemprüfungen, 

analytische Prüfungshandlungen und Einzelfallprüfungen. Die Einzelfallprüfungen erfolgten auf Ba-

sis von Stichproben und der bewussten Auswahl von Prüfposten. Art und Umfang sowie die Er-

gebnisse der Prüfungshandlungen wurden in unseren Arbeitspapieren dokumentiert. 

Um sicher zu stellen, dass die vom IDW festgestellten Grundsätze ordnungsmäßiger Abschluss-

prüfung eingehalten werden und die in den Gesamtabschluss einbezogenen Jahresabschlüsse 

ordnungsgemäß sind, haben wir die von den involvierten Jahresabschlussprüfern vorgelegten Be-

richte über die jeweilige Jahresabschlussprüfung, sofern sie nicht durch uns durchgeführt worden 

ist, daraufhin untersucht, ob in ihnen die Einhaltung der vom IDW festgestellten Standards betref-

fend die Abschlussprüfung eingehalten werden und ob die Jahresabschlüsse nachvollziehbar und 

ohne Einschränkungen vorgelegt worden sind. 
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Schwerpunkte der Prüfung waren: 

- Überprüfung des Konsolidierungskreises, 

- Überleitung der HGB-basierten Einzelabschlüsse zur Kommunalbilanz II, 

- Überprüfung der Kapitalkonsolidierung, 

- Überprüfung der Aufwand-, Ertrags- und Schuldenkonsolidierung sowie 

- Überprüfung des Konsolidierungsprozesses. 

Die dem Gesamtabschluss zu Grunde gelegten Jahresabschlüsse unter Berücksichtigung der 

jeweiligen Überleitungsrechnung des einbezogenen Aufgabenbereichs wurden von uns oder ei-

nem anderen Abschlussprüfer nach § 317 Abs. 1 HGB geprüft. 

Den Gesamtanhang prüften wir auf die Vollständigkeit und Richtigkeit der gesetzlich geforderten 

Angaben. 

Die Angaben im Gesamtlagebericht haben wir auf die Vollständigkeit der nach gesetzlichen Vor-

schriften erforderlichen Angaben sowie auf Plausibilität und Übereinstimmung mit den während der 

Prüfung gewonnenen Erkenntnissen überprüft. 

Die erbetenen Auskünfte und Nachweise sind uns von den gesetzlichen Vertretern der Stadt Stein-

furt bzw. den in den Gesamtabschluss einbezogenen verselbstständigten Aufgabenbereichen und 

von den uns benannten Mitarbeitern bereitwillig erteilt worden. 

Darüber hinaus haben uns die Bürgermeisterin und der Kämmerer der Stadt Steinfurt in einer 

berufsüblichen Vollständigkeitserklärung schriftlich versichert, dass im Gesamtabschluss zum 

31. Dezember 2018 alle bilanzierungspflichtigen Vermögenswerte, Verpflichtungen, Wagnisse und 

Abgrenzungen berücksichtigt sowie alle erforderlichen Angaben gemacht worden sind. Insbeson-

dere wurde uns bestätigt, dass der Gesamtabschluss alle für die Beurteilung der Gesamtlage der 

Stadt wesentlichen Gesichtspunkte und der Gesamtlagebericht die nach § 51 GemHVO NRW 

erforderlichen Angaben enthält. Zudem wurde uns versichert, dass Gesetzesverstöße, die Bedeu-

tung für den Inhalt des Gesamtabschlusses, des Gesamtlageberichts oder für die Fortführung des 

Konzerns haben können, nicht bestanden. 
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D. Feststellungen und Erläuterungen zur Konzernrechnungslegung 

I. Konsolidierungskreis 

Die im Gesamtanhang gemachten Angaben zum Konsolidierungskreis sind vollständig und zutref-

fend. Die Vorschriften zur Einbeziehung bzw. Nichteinbeziehung und zur Equity-Bilanzierung wur-

den eingehalten (§ 50 GemHVO NRW). 

II. Gesamtabschlussstichtag 

Der Gesamtabschluss ist auf den Stichtag des Jahresabschlusses der Stadt Steinfurt aufgestellt, 

der zugleich auch der Abschlussstichtag aller einbezogenen Aufgabenbereiche ist. 

III. Ordnungsmäßigkeit der in den Gesamtabschluss einbezogenen Abschlüsse 

Nach unserer Beurteilung bilden die Jahresabschlüsse der einbezogenen Aufgabenbereiche ge-

eignete Konsolidierungsgrundlagen. 

Die Anpassung der Jahresabschlüsse der einbezogenen Aufgabenbereiche an die für die Stadt 

Steinfurt anwendbaren Bilanzierungsgrundsätze und an die konzerneinheitliche Bewertung wurde 

ordnungsgemäß durchgeführt. Soweit nach Handelsrecht aufgestellte Jahresabschlüsse anzupas-

sen waren, haben wir uns von der Ordnungsmäßigkeit der Überleitung überzeugt. 

IV. Gesamtabschluss 

1. Gesamtabschluss des Berichtsjahres 

Der Gesamtabschluss zum 31. Dezember 2018, bestehend aus Gesamtbilanz, Gesamtergebnis-

rechnung und Gesamtanhang, ist gemäß §§ 49 bis 51 GemHVO NRW i. V. m. §§ 300, 301 und 

303 bis 305 sowie 307 bis 309 HGB aufgestellt und entspricht nach unseren Feststellungen den 

gesetzlichen Vorschriften. 

Der Gesamtabschluss zum 31. Dezember 2018 wurde ordnungsgemäß aus den Jahresabschlüs-

sen der einbezogenen verselbstständigten Aufgabenbereiche sowie den ergänzenden Unterlagen  
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zu den Konsolidierungsmaßnahmen erstellt. Die Konsolidierungsbuchungen wurden nachvollzo- 

gen und zutreffend fortgeführt. Ansatz-, Ausweis- und Bewertungsvorschriften wurden beachtet.  

Der Gesamtanhang und die beigefügte Kapitalflussrechnung enthalten alle gemäß den gesetzli-

chen Vorschriften erforderlichen Angaben und Aufgliederungen. 

2. Gesamtlagebericht 

Der von den gesetzlichen Vertretern erstellte Gesamtlagebericht entspricht den Vorschriften des 

§ 51 GemHVO NRW und steht in Einklang mit dem Gesamtabschluss sowie unseren im Rahmen 

der Prüfung gewonnenen Erkenntnissen. Die sonstigen Angaben erwecken keine falsche Vorstel-

lung von der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage. Die wesentlichen Chancen 

und Risiken der zukünftigen Entwicklung werden zutreffend dargestellt. 

Der Konzernlagebericht entspricht somit den gesetzlichen Vorschriften und den ergänzenden 

ortsrechtlichen Bestimmungen. 

V. Gesamtaussage des Gesamtabschlusses 

1. Feststellung zur Gesamtaussage 

Wir nehmen auf unsere nachfolgenden Erläuterungen zur Gesamtaussage des Konzernabschlus-

ses Bezug. Nach unserer auftragsgemäßen Prüfung stellen wir fest, dass der Gesamtabschluss 

insgesamt, d. h. im Zusammenwirken von Gesamtbilanz, Gesamtergebnisrechnung sowie Ge-

samtanhang unter Beachtung der Grundsätze ordnungsmäßiger Konzernbuchführung, ein den 

tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Fi-

nanzgesamtlage der Stadt Steinfurt vermittelt. 

2. Wesentliche Bewertungsgrundlagen 

Die Stadt Steinfurt hat im Rahmen der Gesamtabschlusserstellung die rechnungslegungsbezogenen 

Erleichterungen des Praxisleitfadens zur Aufstellung des NKF-Gesamtabschlusses im Hinblick auf 

den Grundsatz der Wesentlichkeit in Anspruch genommen. 

Hinsichtlich der Bewertungsgrundlagen verweisen wir auf den Gesamtanhang, der diesem Bericht 

beigefügt ist. 
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VI. Analyse und Erläuterungen der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und  

Finanzgesamtlage 

Auf Grund von Rundungsdifferenzen können bei der Tausender- und Prozentdarstellung gering-

fügige Abweichungen auftreten. 

1. Ertragsgesamtlage 

Nachfolgend wird der Gesamtabschluss nach betriebswirtschaftlichen Gesichtspunkten unterglie-

dert und analysiert. 

Gemäß der als Anlage beigefügten Gesamtergebnisrechnung für die Zeit vom 1. Januar bis 

31. Dezember 2018 schließt der Gesamtabschluss mit einem Gesamtjahresergebnis in Höhe von 

T  8.961 ab. Das Ergebnis setzt sich wie folgt zusammen: 

2018 2017 Veränderung
T % T % T

Ordentliche Gesamterträge 
Steuern und ähnliche Abgaben 41.874 36,0 37.926 35,1 + 3.948 
Zuwendungen und allgemeine Umlagen 23.900 20,5 21.594 20,0 + 2.306 
Sonstige Transfererträge 739 0,6 977 0,9  - 238
Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 11.593 10,0 12.053 11,2  - 460
Privatrechtliche Leistungsentgelte 26.041 22,4 27.510 25,5  - 1.469
Kostenerstattungen und Kostenumlagen 4.269 3,7 3.434 3,2 + 835 
Sonstige ordentliche Erträge 7.807 6,7 4.457 4,1 + 3.350 
Aktivierte Eigenleistungen 204 0,2 122 0,1 + 82 

116.427 100,0 108.073 100,0 + 8.354 
Ordentliche Gesamtaufwendungen 
Personalaufwendungen 20.090 17,3 18.523 17,1 + 1.567 
Versorgungsaufwendungen 3.667 3,1 3.665 3,4 + 2 
Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 25.719 22,1 27.493 25,4  - 1.774
Bilanzielle Abschreibungen 10.943 9,4 10.732 9,9 + 211 
Transferaufwendungen 32.576 28,0 32.301 29,9 + 275 
Sonstige ordentliche Aufwendungen 8.145 7,0 12.654 11,7  - 4.509

101.141 86,9 105.368 90,5  - 4.227
Ordentliches Gesamtergebnis 15.286 2.704 + 12.582 
Finanzerträge 130 185  - 55
Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen 6.454 4.252 + 2.202 
Gesamtfinanzergebnis  - 6.325  - 4.067  - 2.258
Gesamtergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit 8.961  - 1.362 + 10.323 

Gesamtjahresergebnis  8.961  - 1.362 + 10.323
Anderen Gesellschaftern zuzurechnendes  
    Ergebnis 96 250 - 154
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Im Konzern Stadt Steinfurt bilden die Steuern und ähnlichen Abgaben mit 36,0 % (Vorjahr: 35,1 %) 

der ordentlichen Gesamterträge die größte Ertragsposition, gefolgt von den privatrechtlichen Leis-

tungsentgelten der Stadt Steinfurt mit 22,4 % (Vorjahr: 25,5 %). Bei den ordentlichen Gesamtauf-

wendungen führten die städtischen Transferaufwendungen und die Aufwendungen für Sach- und 

Dienstleistungen zu den Hauptbelastungen im Haushaltsjahr. 

Zur weiteren Erläuterung der Ertragsgesamtlage haben wir folgende Entwicklungen im Mehrjah-

resvergleich der letzten beiden Haushaltsjahre dargestellt:  

2018 2017 
T T

Ordentliche Gesamterträge 116.427 108.073
Ordentliche Gesamtaufwendungen 101.141 105.368
Ordentliches Gesamtergebnis 15.286 2.704
Gesamtfinanzergebnis  - 6.325  - 4.067
Gesamtjahresergebnis 8.961  - 1.362
Anderen Gesellschaftern zuzurechnendes Ergebnis 96 250

% % 
Aufwandsdeckungsgrad 115,1 102,6
Steuerquote 36,0 35,1
Zuwendungsquote 20,5 20,0
Personalaufwandsquote 19,9 17,6
Sach- und Dienstleistungsaufwandsquote 25,4 26,1
Transferaufwandsquote 32,2 30,7
Zinslastquote 6,4 4,0
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2. Vermögens-, Schulden- und Finanzgesamtlage 

Vermögens- und Kapitalstruktur 

In der nachfolgenden Übersicht werden die Vermögens-, Kapital- und Schuldenposten der Ge-

samtbilanz zum 31. Dezember 2018 zusammengefasst. 

Vermögensstruktur 31.12.2018 31.12.2017 Veränderung 
T %  T %  T

Immaterielles Vermögensgegenstände 1.015 0,3 638 0,2 + 377
Sachanlagen 306.844 90,6 304.484 92,7 + 2.360
Finanzanlagen 1.483 0,4 2.097 0,6  - 614
Vorräte 710 0,2 1.057 0,3  - 347
Forderungen 6.638 2,0 4.945 1,5 + 1.693
Sonstige Vermögensgegenstände 476 0,1 396 0,1 + 80
Liquide Mittel 20.896 6,2 14.226 4,3 + 6.670
Rechnungsabgrenzungsposten 576 0,2 529 0,2 + 47

338.639 100,0 328.372 100,0 + 10.267

Kapitalstruktur 31.12.2018 31.12.2017 Veränderung
T %  T %  T

Eigenkapital 38.337 11,3 29.607 9,0 + 8.730
Sonderposten 149.097 44,0 151.298 46,1  - 2.201
Rückstellungen 54.276 16,0 56.365 17,2  - 2.089
Verbindlichkeiten Kredite für Investitionen 67.603 20,0 64.665 19,7 + 2.938
Verbindlichkeiten Kredite Liquiditätssicherung 11.493 3,4 10.872 3,3 + 621

Verbindlichkeiten aus Lieferungen und 
  Leistungen 2.639 0,8 2.400 0,7 + 239
Sonstige Verbindlichkeiten 12.659 3,7 10.692 3,3 + 1.967
Rechnungsabgrenzungsposten 2.536 0,7 2.474 0,8 + 62

338.639 100,0 328.372 100,0 + 10.267
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Das Eigenkapital der Gesamtbilanz der Stadt Steinfurt gliedert sich wie folgt: 

31.12.2018 31.12.2017
T T

Allgemeine Rücklage 19.192 19.209
Ausgleichsrücklage 4.680 6.458
Gesamtjahresüberschuss/Gesamtjahresfehlbetrag 8.865  - 1.612
Ausgleichsposten für Anteile anderer Gesellschafter 5.599 5.552

38.337 29.607 

Der Ausgleichsrücklage dürfen im Einzelabschluss der Stadt nach Maßgabe des § 75 Abs. 3 

GO NRW a. F. Jahresüberschüsse durch Beschluss des Rates zugeführt werden, wobei ihr Be-

stand den Höchstbetrag von einem Drittel des Eigenkapitals nicht überschreiten darf. Die Aus-

gleichsrücklage darf zum Ausgleich von Fehlbeträgen verwendet werden und erfüllt damit grund-

sätzlich eine Pufferfunktion, um Schwankungen der Jahresergebnisse des „Mutterunternehmens“ 

Stadt aufzufangen. 

Zur weiteren Erläuterung der Vermögens-, Schulden- und Finanzgesamtlage haben wir folgende 

Entwicklungen im Mehrjahresvergleich der letzten beiden Haushaltsjahre dargestellt: 

31.12.2018 31.12.2017
% % 

Anlagenintensität 91,3 93,6
Infrastrukturquote 53,8 56,3
Eigenkapitalquote I 11,3 9,0
Eigenkapitalquote II 55,3 55,1
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3. Gesamtkapitalflussrechnung 

In der indirekten Kapitalflussrechnung nach dem Deutschen Rechnungslegungsstandard 2 

(DRS 2) werden die Zahlungsströme des Berichtsjahres getrennt nach der laufenden Geschäftstä-

tigkeit, der Investitionstätigkeit und der Finanzierungstätigkeit dargestellt. Anhand dieser Gesamt-

kapitalflussrechnung, die diesem Bericht als Anlage dem Gesamtanhang beigefügt ist, werden die 

Veränderung des Finanzmittelfonds sowie die dafür ursächlichen Mittelbewegungen aufgezeigt. 

Zusammenfassend stellt sich die Gesamtkapitalflussrechnung wie folgt dar: 

2018 2017 
T T

Cashflow aus laufender Geschäftstätigkeit 15.697 13.156
Cashflow aus der Investitionstätigkeit  - 12.586  - 7.042

Finanzmittelüberschuss 3.111 6.114
Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit 3.559  - 2.303

Änderung des Bestandes an eigenen Finanzmitteln 6.670 3.811
Anfangsbestand an Finanzmitteln 14.226 10.414

Liquide Mittel 20.896 14.226
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E. Wiedergabe des Bestätigungsvermerks und Schlussbemerkung 

Nach dem abschließenden Ergebnis unserer auftragsgemäßen Prüfung haben wir den Gesamtab-

schluss zum 31. Dezember 2018 nebst Gesamtanhang und den Gesamtlagebericht der Stadt 

Steinfurt mit dem folgenden uneingeschränkten Bestätigungsvermerk versehen: 

„Bestätigungsvermerk des unabhängigen Abschlussprüfers 

An die Stadt Steinfurt: 

Vermerk über die Prüfung des Gesamtabschlusses 

Prüfungsurteil 

Wir haben den Gesamtabschluss der Stadt Steinfurt – bestehend aus der Gesamtbilanz zum 31. De-

zember 2018 und der Gesamtergebnisrechnung für das Haushaltsjahr vom 1. Januar bis zum 

31. Dezember 2018 sowie dem Gesamtanhang einschließlich der Darstellung der Bilanzierungs- und 

Bewertungsmethoden – geprüft. 

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 

beigefügte Gesamtabschluss in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der Gemeindeord-

nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) i. V. m. der Verordnung über das Haushalts-

wesen der Gemeinden im Land Nordrhein-Westfalen (GemHVO NRW) und vermittelt unter Beach-

tung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhält-

nissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden- und Finanzgesamtlage der Stadt zum 

31. Dezember 2018 sowie ihrer Ertragslage für das Haushaltsjahr vom 1. Januar bis zum 31. De-

zember 2018. 

Entsprechend § 322 Abs. 3 S. 1 HGB und nach § 101 Abs. 3 GO NRW a. F. erklären wir, dass 

unsere Prüfung zu keinen Einwendungen gegen die Ordnungsmäßigkeit des Gesamtabschlusses 

geführt hat. 

Grundlage für das Prüfungsurteil 

Wir haben unsere Prüfung des Gesamtabschlusses in Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 101 

Abs. 3 GO NRW a. F. unter Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestell-

ten deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführt. Unsere Verant-

wortung nach diesen Vorschriften und Grundsätzen ist im Abschnitt „Verantwortung des Ab- 
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schlussprüfers für die Prüfung des Gesamtabschlusses" unseres Bestätigungsvermerks weiterge- 

hend beschrieben. Wir sind von der Stadt unabhängig in Übereinstimmung mit den deutschen han-

delsrechtlichen und berufsrechtlichen Vorschriften und haben unsere sonstigen deutschen Berufs-

pflichten in Übereinstimmung mit diesen Anforderungen erfüllt. Wir sind der Auffassung, dass die 

von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und geeignet sind, um als Grundlage für unser 

Prüfungsurteil zum Gesamtabschluss zu dienen. 

Sonstige Informationen 

Die gesetzlichen Vertreter sind für die sonstigen Informationen (Beteiligungsbericht) verantwortlich. 

Unsere Prüfungsurteile zum Gesamtabschluss erstrecken sich nicht auf die sonstigen Informa-

tionen und dementsprechend geben wir weder ein Prüfungsurteil noch irgendeine andere Form 

von Prüfungsschlussfolgerung hierzu ab.  

Im Zusammenhang mit unserer Prüfung haben wir die Verantwortung, die sonstigen Informationen 

zu lesen und dabei zu würdigen, ob die sonstigen Informationen  

 wesentliche Unstimmigkeiten zum Gesamtabschluss oder zu unseren bei der Prüfung er-

langten Kenntnissen aufweisen oder  

 anderweitig wesentlich falsch dargestellt erscheinen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des für die Überwachung verantwortlichen Rechnungs-

prüfungsausschusses für den Gesamtabschluss 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Gesamtabschlusses, der den 

Vorschriften des § 116 GO NRW a. F. i. V. m. § 95 GO NRW a. F. und der GemHVO NRW in allen 

wesentlichen Belangen entspricht, und dafür, dass der Gesamtabschluss unter Beachtung der 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen ent-

sprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage der Stadt vermittelt. 

Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die internen Kontrollen, die sie in Überein-

stimmung mit den deutschen Grundsätzen ordnungsmäßiger Buchführung als notwendig bestimmt 

haben, um die Aufstellung eines Gesamtabschlusses zu ermöglichen, der frei von wesentlichen 

– beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist. 

Bei der Aufstellung des Gesamtabschlusses sind die gesetzlichen Vertreter dafür verantwortlich, 

die Fähigkeit der Stadt zur Fortführung ihrer Tätigkeit, d. h. der stetigen Erfüllung der Aufgaben, zu 

beurteilen. Des Weiteren haben sie die Verantwortung, Sachverhalte in Zusammenhang mit der 

Sicherung der stetigen Erfüllung ihrer Aufgaben – sofern einschlägig – anzugeben. 
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Der Rechnungsprüfungsausschuss ist verantwortlich für die Überwachung des Rechnungsle-

gungsprozesses der Stadt zur Aufstellung des Gesamtabschlusses. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Gesamtabschlusses 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Gesamtabschluss als 

Ganzes frei von wesentlichen – beabsichtigten oder unbeabsichtigten – falschen Darstellungen ist, 

sowie einen Bestätigungsvermerk zu erteilen, der unser Prüfungsurteil zum Gesamtabschluss be-

inhaltet. 

Hinreichende Sicherheit ist ein hohes Maß an Sicherheit, aber keine Garantie dafür, dass eine in 

Übereinstimmung mit § 317 HGB und § 116 GO NRW a. F. i. V. m. § 95 der GemHVO NRW unter 

Beachtung der vom Institut der Wirtschaftsprüfer (IDW) festgestellten deutschen Grundsätze ord-

nungsmäßiger Abschlussprüfung durchgeführte Prüfung eine wesentliche falsche Darstellung stets 

aufdeckt. Falsche Darstellungen können aus Verstößen oder Unrichtigkeiten resultieren und wer-

den als wesentlich angesehen, wenn vernünftigerweise erwartet werden könnte, dass sie einzeln 

oder insgesamt die auf der Grundlage dieses Gesamtabschlusses getroffenen wirtschaftlichen Ent-

scheidungen von Adressaten beeinflussen. 

Während der Prüfung üben wir pflichtgemäßes Ermessen aus und bewahren eine kritische Grund-

haltung. Darüber hinaus 

 identifizieren und beurteilen wir die Risiken wesentlicher – beabsichtigter oder unbeabsich-

tigter – falscher Darstellungen im Gesamtabschluss, planen und führen Prüfungshandlun-

gen als Reaktion auf diese Risiken durch sowie erlangen Prüfungsnachweise, die ausrei-

chend und geeignet sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. Das Risiko, 

dass wesentliche falsche Darstellungen nicht aufgedeckt werden, ist bei Verstößen höher 

als bei Unrichtigkeiten, da Verstöße betrügerisches Zusammenwirken, Fälschungen, beab-

sichtigte Unvollständigkeiten, irreführende Darstellungen bzw. das Außerkraftsetzen inter-

ner Kontrollen beinhalten können. 

 gewinnen wir ein Verständnis von dem für die Prüfung des Gesamtabschlusses relevanten 

internen Kontrollsystem, um Prüfungshandlungen zu planen, die unter den gegebenen Um-

ständen angemessen sind, jedoch nicht mit dem Ziel, ein Prüfungsurteil zur Wirksamkeit 

dieses Systems der Stadt abzugeben. 

 beurteilen wir die Angemessenheit der von den gesetzlichen Vertretern angewandten 

Rechnungslegungsmethoden sowie die Vertretbarkeit der von den gesetzlichen Vertretern 

dargestellten geschätzten Werte und damit zusammenhängenden Angaben. 
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 ziehen wir auf der Grundlage der erlangten Prüfungsnachweise Schlussfolgerungen dar-

über, ob eine wesentliche Unsicherheit im Zusammenhang mit Ereignissen oder Gegeben-

heiten besteht, die bedeutsame Zweifel an der Fähigkeit der Stadt zur Fortführung ihrer  

Tätigkeit, d. h. der stetigen Erfüllung ihrer Aufgaben, aufwerfen können. Falls wir zu dem 

Schluss kommen, dass eine wesentliche Unsicherheit besteht, sind wir verpflichtet, im Be-

stätigungsvermerk auf die dazugehörigen Angaben im Gesamtabschluss aufmerksam zu 

machen oder, falls diese Angaben unangemessen sind, unser Prüfungsurteil zu modifizie-

ren. Wir ziehen unsere Schlussfolgerungen auf der Grundlage der bis zum Datum unseres 

Bestätigungsvermerks erlangten Prüfungsnachweise. Zukünftige Ereignisse oder Gegeben-

heiten können jedoch dazu führen, dass die Stadt die stetige Aufgabenerfüllung nicht si-

cherstellen kann. 

 beurteilen wir die Gesamtdarstellung, den Aufbau und den Inhalt des Gesamtabschlusses 

einschließlich der Angaben sowie, ob der Gesamtabschluss die zu Grunde liegenden Ge-

schäftsvorfälle und Ereignisse so darstellt, dass der Gesamtabschluss unter Beachtung der 

deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung ein den tatsächlichen Verhältnissen 

entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage der Stadt 

vermittelt. 

Wir erörtern mit den für die Überwachung Verantwortlichen unter anderem den geplanten Umfang 

und die Zeitplanung der Prüfung sowie bedeutsame Prüfungsfeststellungen einschließlich etwaiger 

Mängel im internen Kontrollsystem, die wir während unserer Prüfung feststellen. 

Sonstige gesetzliche und andere rechtliche Anforderungen 

Vermerk über die Prüfung des Gesamtlageberichts 

Prüfungsurteil 

Wir haben den Gesamtlagebericht der Stadt Steinfurt für das Haushaltsjahr vom 1. Januar bis zum 

31. Dezember 2018 geprüft. 

Nach unserer Beurteilung auf Grund der bei der Prüfung gewonnenen Erkenntnisse entspricht der 

beigefügte Gesamtlagebericht in allen wesentlichen Belangen den Vorschriften des § 116 GO 

NRW a. F. i. V. m. § 95 GO NRW a. F. und der GemHVO NRW, vermittelt insgesamt ein entspre-

chendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags und Finanzgesamtlage der Stadt und stellt die 

Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung zutreffend dar. 
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Grundlage für das Prüfungsurteil 

Wir haben unsere Prüfung des Gesamtlageberichts unter Beachtung des International Standard on 

Assurance Engagements (ISAE) 3000 (Revised) durchgeführt.  

Danach wenden wir als Wirtschaftsprüfungsgesellschaft die Anforderungen des IDW Qualitäts-

sicherungsstandards „Anforderungen an die Qualitätssicherung in der Wirtschaftsprüferpraxis  

(IDW QS 1)“ an. Die Berufspflichten gemäß der Wirtschaftsprüferordnung und der Berufssatzung 

für Wirtschaftsprüfer/vereidigte Buchprüfer einschließlich der Anforderungen an die Unabhängig-

keit haben wir eingehalten. 

Wir sind der Auffassung, dass die von uns erlangten Prüfungsnachweise ausreichend und ange-

messen sind, um als Grundlage für unser Prüfungsurteil zu dienen. 

Verantwortung der gesetzlichen Vertreter und des für die Überwachung verantwortlichen Rech-

nungsprüfungsausschusses für den Gesamtlagebericht 

Die gesetzlichen Vertreter sind verantwortlich für die Aufstellung des Gesamtlageberichts, der in 

allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der GO NRW und GemHVO NRW entspricht, insge-

samt ein zutreffendes Bild von der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage des 

Konzerns vermittelt, eine Analyse der Haushaltswirtschaft und der Vermögens-, Schulden-, Er-

trags- und Finanzgesamtlage des Konzerns enthält und die Chancen und Risiken der zukünftigen 

Entwicklung zutreffend darstellt. Ferner sind die gesetzlichen Vertreter verantwortlich für die Vor-

kehrungen und Maßnahmen (Systeme), die sie als notwendig erachtet haben, um die Aufstellung 

eines Gesamtlageberichts in Übereinstimmung mit den anzuwendenden Vorschriften der GO NRW 

und GemHVO NRW zu ermöglichen und um ausreichende geeignete Nachweise für die Aussagen 

im Gesamtlagebericht erbringen zu können. 

Der für die Überwachung zuständige Rechnungsprüfungsausschuss ist verantwortlich für die Über-

wachung des Rechnungslegungsprozesses der Stadt zur Aufstellung des Gesamtlageberichts. 

Verantwortung des Abschlussprüfers für die Prüfung des Gesamtlageberichts 

Unsere Zielsetzung ist, hinreichende Sicherheit darüber zu erlangen, ob der Gesamtlagebericht in 

allen wesentlichen Belangen den Vorschriften der GO NRW und GemHVO NRW entspricht, insge-

samt ein zutreffendes Bild von der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und Finanzgesamtlage der 

Stadt vermittelt, eine Analyse der Haushaltswirtschaft und der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- 

und Finanzgesamtlage der Stadt enthält und die Chancen und Risiken der zukünftigen Entwicklung 

zutreffend darstellt. 
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Die Ausführungen zur Verantwortung des Abschlussprüfers zur Prüfung des Gesamtabschlusses 

gelten gleichermaßen für die Prüfung des Gesamtlageberichts mit der Ausnahme, dass wir nicht 

beurteilen, ob der Gesamtlagebericht die zu Grunde liegenden Geschäftsvorfälle und Ereignisse 

so darstellt, dass er unter Beachtung der deutschen Grundsätze ordnungsmäßiger Buchführung 

ein den tatsächlichen Verhältnissen entsprechendes Bild der Vermögens-, Schulden-, Ertrags- und 

Finanzgesamtlage der Stadt vermittelt. 

Des Weiteren führen wir Prüfungshandlungen zu den von den gesetzlichen Vertretern dargestell-

ten zukunftsorientierten Angaben im Gesamtlagebericht durch. Auf Basis ausreichender geeig-

neter Prüfungsnachweise vollziehen wir dabei insbesondere die den zukunftsorientierten Angaben 

von den gesetzlichen Vertretern zu Grunde gelegten bedeutsamen Annahmen nach und beur-

teilen die sachgerechte Ableitung der zukunftsorientierten Angaben aus diesen Annahmen. Ein 

eigenständiges Prüfungsurteil zu den zukunftsorientierten Angaben sowie zu den zu Grunde lie-

genden Annahmen geben wir nicht ab. Es besteht ein erhebliches unvermeidbares Risiko, dass 

künftige Ereignisse wesentlich von den zukunftsorientierten Angaben abweichen.“ 

Schlussbemerkung 

Den vorstehenden Prüfungsbericht einschließlich des im Prüfungsbericht wiedergegebenen Bestä-

tigungsvermerks erstatten wir in Übereinstimmung mit den gesetzlichen Vorschriften und dem 

Prüfungsstandard zu den Grundsätzen ordnungsmäßiger Erstellung von Prüfungsberichten 

(IDW PS 450 n. F.). Eine Verwendung des zuvor wiedergegebenen Bestätigungsvermerks außer-

halb dieses Prüfungsberichts bedarf unserer vorherigen Zustimmung. Bei Veröffentlichung oder 

Weitergabe des Gesamtabschlusses und/oder des Gesamtlageberichts in einer von der bestätig-

ten Fassung abweichenden Form bedarf es zuvor unserer erneuten Stellungnahme, sofern hierbei 

unser Bestätigungsvermerk zitiert oder auf unsere Prüfung verwiesen wird. Auf eine entsprechen-

de Anwendung von § 328 HGB wird verwiesen. 

Münster, am 15. März 2021 

Concunia GmbH 

Wirtschaftsprüfungsgesellschaft 

Steuerberatungsgesellschaft 

Kemp 

Wirtschaftsprüfer 



Anlagen 



A
nl

ag
e 

I 1
.

A
 K

 T
 I 

V
 A

P
 A

 S
 S

 I 
V

 A

V
or

ja
hr

V
or

ja
hr

1.
A

n
la

g
ev

er
m

ö
g

en
1.

E
ig

en
ka

p
it

al
1.

1
Im

m
at

er
ie

lle
 V

er
m

ög
en

sg
eg

en
st

än
de

1.
01

5.
23

2,
38

63
7.

82
9,

09
1.

1
A

llg
em

ei
ne

 R
üc

kl
ag

e
19

.1
91

.5
07

,8
2

19
.2

08
.5

33
,7

1
1.

01
5.

23
2,

38
63

7.
82

9,
09

1.
2

A
us

g
le

ic
hs

rü
ck

la
g

e
4.

68
0.

48
2,

63
6.

45
8.

40
3,

18
1.

2
S

ac
ha

nl
ag

en
1.

3
G

es
am

tja
hr

es
er

g
eb

ni
s

8.
86

5.
41

6,
81

-1
.6

12
.0

34
,4

3
1.

2.
1

un
b

eb
au

te
 G

ru
nd

st
üc

ke
 u

nd
 g

ru
nd

st
üc

ks
g

le
ic

he
 R

ec
ht

e
1.

4
A

us
g

le
ic

hs
p

os
te

n 
fü

r 
di

e 
A

nt
ei

le
 a

nd
er

er
 G

es
el

ls
ch

af
te

r
5.

59
9.

18
5,

14
5.

55
1.

86
6,

69
1.

2.
1.

1
G

rü
nf

lä
ch

en
14

.5
74

.0
64

,9
4

9.
94

2.
07

8,
06

38
.3

36
.5

92
,4

0
29

.6
06

.7
69

,1
5

1.
2.

1.
2

A
ck

er
la

nd
3.

38
3.

15
4,

95
2.

72
5.

80
6,

26
1.

2.
1.

3
W

al
d,

 F
or

st
en

40
4.

30
3,

97
40

0.
86

6,
87

2.
S

o
n

d
er

p
o

st
en

1.
2.

1.
4

S
on

st
ig

e 
un

b
eb

au
te

 G
ru

nd
st

üc
ke

8.
77

7.
58

4,
38

8.
37

8.
08

1,
84

2.
1

S
on

de
rp

os
te

n 
fü

r 
Z

uw
en

du
ng

en
90

.4
40

.9
10

,6
1

91
.8

00
.4

59
,7

3
27

.1
39

.1
08

,2
4

21
.4

46
.8

33
,0

3
2.

2
S

on
de

rp
os

te
n 

fü
r 

B
ei

tr
äg

e
51

.6
92

.0
23

,9
5

52
.7

68
.9

13
,0

5
1.

2.
2

B
eb

au
te

 G
ru

nd
st

üc
ke

 u
nd

 g
ru

nd
st

üc
ks

g
le

ic
he

 R
ec

ht
e

2.
3

S
on

de
rp

os
te

n 
fü

r 
de

n 
G

eb
üh

re
na

us
g

le
ic

h
89

5.
55

4,
60

72
1.

97
1,

04
1.

2.
2.

1
G

ru
nd

st
üc

ke
 m

it 
K

in
de

r-
 u

nd
 J

ug
en

de
in

ri
ch

tu
ng

en
24

8.
69

7,
80

42
1.

51
5,

54
2.

4
S

on
st

ig
e 

S
on

de
rp

os
te

n
6.

06
8.

02
5,

47
6.

00
6.

67
1,

46
1.

2.
2.

2
G

ru
nd

st
üc

ke
 m

it 
S

ch
ul

en
39

.6
89

.2
50

,9
4

40
.3

10
.5

31
,9

6
14

9.
09

6.
51

4,
63

15
1.

29
8.

01
5,

28
1.

2.
2.

3
G

ru
nd

st
üc

ke
 m

it 
W

oh
nb

au
te

n
3.

14
0.

99
1,

79
3.

26
9.

87
5,

75
1.

2.
2.

4
G

ru
nd

st
üc

ke
 m

it 
so

ns
tig

en
 D

ie
ns

t-
, G

es
ch

äf
ts

- 
3.

R
ü

ck
st

el
lu

n
g

en
un

d 
B

et
ri

eb
sg

eb
äu

de
n

30
.8

25
.8

83
,8

4
30

.6
17

.2
25

,9
6

3.
1

P
en

si
on

sr
üc

ks
te

llu
ng

en
41

.0
08

.4
92

,7
5

39
.4

33
.9

79
,7

5
73

.9
04

.8
24

,3
7

74
.6

19
.1

49
,2

1
3.

2
S

te
ue

rr
üc

ks
te

llu
ng

en
71

.5
20

,8
3

11
4.

51
6,

00
1.

2.
3

In
fr

as
tr

uk
tu

rv
er

m
ög

en
3.

3
S

on
st

ig
e 

R
üc

ks
te

llu
ng

en
13

.1
95

.6
69

,7
7

16
.8

16
.3

82
,0

6
1.

2.
3.

1
G

ru
nd

- 
un

d 
B

od
en

 d
es

 In
fr

as
tr

uk
tu

rv
er

m
ög

en
s

23
.0

74
.6

99
,8

8
22

.7
89

.6
61

,0
1

54
.2

75
.6

83
,3

5
56

.3
64

.8
77

,8
1

1.
2.

3.
2

B
rü

ck
en

 u
nd

 T
un

ne
l

1.
46

7.
67

2,
50

1.
52

2.
13

0,
01

1.
2.

3.
3

E
nt

w
äs

se
ru

ng
s-

 u
nd

 A
b

w
as

se
rb

es
ei

tig
un

g
sa

nl
ag

en
38

.2
80

.8
43

,8
4

39
.2

42
.2

26
,2

4
4.

V
er

b
in

d
lic

h
ke

it
en

1.
2.

3.
4

S
tr

aß
en

ne
tz

 m
it 

W
eg

en
, P

lä
tz

en
 u

nd
 

4.
1

V
er

b
in

dl
ic

hk
ei

te
n 

au
s 

K
re

di
te

n 
fü

r 
In

ve
st

iti
on

en
67

.6
03

.0
10

,8
7

64
.6

64
.8

92
,1

9
V

er
ke

hr
sl

en
ku

ng
sa

nl
ag

en
83

.6
51

.5
52

,7
6

85
.9

84
.4

17
,9

9
4.

2
V

er
b

in
dl

ic
hk

ei
te

n 
au

s 
K

re
di

te
n 

zu
r 

Li
q

ui
di

tä
ts

si
ch

er
un

g
11

.4
93

.0
47

,1
0

10
.8

71
.7

45
,0

0
1.

2.
3.

5
S

on
st

ig
e 

B
au

te
n 

de
s 

In
fr

as
tr

uk
tu

rv
er

m
ög

en
s

35
.4

55
.4

83
,9

1
35

.3
66

.1
36

,9
2

4.
3

V
er

b
in

dl
ic

hk
ei

te
n 

au
s 

Li
ef

er
un

g
en

 u
nd

 L
ei

st
un

g
en

2.
63

8.
78

0,
77

2.
40

0.
48

9,
57

18
1.

93
0.

25
2,

89
18

4.
90

4.
57

2,
17

4.
4

V
er

b
in

dl
ic

hk
ei

te
n 

au
s 

T
ra

ns
fe

rl
ei

st
un

g
en

25
9.

16
0,

79
25

1.
86

8,
96

4.
5

S
on

st
ig

e 
V

er
b

in
dl

ic
hk

ei
te

n
3.

16
8.

31
4,

62
3.

91
0.

00
6,

77
1.

2.
4

B
au

te
n 

au
f 

fr
em

de
m

 G
ru

nd
 u

nd
 B

od
en

13
.8

55
.4

73
,7

3
14

.2
70

.5
78

,8
4

4.
6

E
rh

al
te

ne
 A

nz
ah

lu
ng

en
9.

23
1.

55
1,

46
6.

52
9.

67
6,

13
1.

2.
5

K
un

st
g

eg
en

st
än

de
, K

ul
tu

rd
en

km
äl

er
69

8.
47

9,
85

69
8.

47
9,

85
94

.3
93

.8
65

,6
1

88
.6

28
.6

78
,6

2
1.

2.
6

M
as

ch
in

en
 u

nd
 te

ch
ni

sc
he

 A
nl

ag
en

, F
ah

rz
eu

g
e

4.
44

6.
07

3,
75

4.
33

2.
59

0,
00

1.
2.

7
B

et
ri

eb
s-

 u
nd

 G
es

ch
äf

ts
au

ss
ta

ttu
ng

3.
27

3.
47

4,
45

3.
13

5.
49

6,
28

1.
2.

8
G

el
ei

st
et

e 
A

nz
ah

lu
ng

en
 u

nd
 A

nl
ag

en
 im

 B
au

1.
59

6.
52

0,
43

1.
07

6.
71

6,
73

5.
P

as
si

v
e 

R
ec

h
n

u
n

g
sa

b
g

re
n

zu
n

g
2.

53
5.

98
8,

46
2.

47
3.

79
1,

81
30

6.
84

4.
20

7,
71

30
4.

48
4.

41
6,

11
1.

3
F

in
an

za
nl

ag
en

1.
3.

1
Ü

b
ri

g
e 

B
et

ei
lig

un
g

en
20

5.
06

2,
57

94
4.

80
0,

62
1.

3.
2

W
er

tp
ap

ie
re

 d
es

 A
nl

ag
ev

er
m

ög
en

s
1.

10
4.

83
2,

82
97

2.
41

4,
82

1.
3.

3
A

us
le

ih
un

g
en

17
3.

38
6,

49
17

9.
79

5,
53

1.
48

3.
28

1,
88

2.
09

7.
01

0,
97

30
9.

34
2.

72
1,

97
30

7.
21

9.
25

6,
17

2.
 

U
m

la
u

fv
er

m
ö

g
en

2.
1

V
or

rä
te

2.
1.

1
R

oh
-,

 H
ilf

s-
 u

nd
 B

et
ri

eb
ss

to
ff

e,
 W

ar
en

71
0.

00
2,

40
1.

05
6.

58
7,

34
2.

1.
2

G
el

ei
st

et
e 

A
nz

ah
lu

ng
en

0,
00

0,
00

71
0.

00
2,

40
2.

2
F

or
de

ru
ng

en
 u

nd
 s

on
st

ig
e 

V
er

m
ög

en
sg

eg
en

st
än

de
2.

2.
1

F
or

de
ru

ng
en

6.
63

8.
30

3,
26

4.
94

5.
44

1,
75

2.
2.

2
S

on
st

ig
e 

V
er

m
ög

en
sg

eg
en

st
än

de
47

5.
97

1,
87

39
5.

99
2,

55
7.

11
4.

27
5,

13
5.

34
1.

43
4,

30

2.
3

Li
q

ui
de

 M
itt

el
20

.8
95

.7
37

,7
9

14
.2

25
.8

91
,0

7
28

.7
20

.0
15

,3
2

20
.6

23
.9

12
,7

1

3.
A

kt
iv

e 
R

ec
h

n
u

n
g

ab
g

re
n

zu
n

g
57

5.
90

7,
16

52
8.

96
3,

79

33
8.

63
8.

64
4,

45
32

8.
37

2.
13

2,
67

33
8.

63
8.

64
4,

45
32

8.
37

2.
13

2,
67

G
es

am
tb

ila
n

z 
d

er
 S

ta
d

t 
S

te
in

fu
rt

zu
m

 3
1.

 D
ez

em
b

er
 2

01
8

H
au

sh
al

ts
ja

hr
H

au
sh

al
ts

ja
hr



Anlage I 2.

Gesamtergebnisrechnung der Stadt Steinfurt

für die Zeit vom 1. Januar bis 31. Dezember 2018

Ergebnis Ergebnis des

des Haushaltsjahres Vorjahres

1 Steuern und ähnliche Abgaben 41.873.790,37 37.925.703,51

2 Zuwendungen und allgemeine Umlagen 23.899.916,63 21.593.765,93

3 738.653,04 977.265,00

4 Öffentlich-rechtliche Leistungsentgelte 11.592.744,84 12.053.348,67

5 Privatrechtliche Leistungsentgelte 26.040.750,34 27.509.994,48

6 Kostenerstattungen und Kostenumlagen 4.269.082,33 3.433.632,87

7 Sonstige ordentliche Erträge 7.807.434,03 4.456.776,92

8 Aktivierte Eigenleistungen 204.414,84 122.248,78

9 Ordentliche Gesamterträge 116.426.786,42 108.072.736,16

10 Personalaufwendungen 20.089.953,11 18.523.383,75

11 Versorgungsaufwendungen 3.667.143,75 3.665.210,45

12 Aufwendungen für Sach- und Dienstleistungen 25.718.607,23 27.492.937,86

13 Bilanzielle Abschreibungen 10.943.412,69 10.731.728,09

14 Transferaufwendungen 32.576.101,98 32.301.148,03

15 Sonstige ordentliche Aufwendungen 8.145.300,38 12.654.040,86

16 Ordentliche Gesamtaufwendungen 101.140.519,14 105.368.449,04

17 Ordentliches Gesamtergebnis 15.286.267,28 2.704.287,12

18 Finanzerträge 129.646,63 185.012,58

19 Finanzaufwendungen 6.454.497,10 4.251.734,13

20 Gesamtfinanzergebnis - 6.324.850,47 - 4.066.721,55

21 Gesamtergebnis der laufenden Geschäftstätigkeit 8.961.416,81 - 1.362.434,43
22 Gesamtjahresergebnis 8.961.416,81 - 1.362.434,43

23 Anderen Gesellschaftern zuzurechnendes Ergebnis 96.000,00 249.600,00
24 Gesamtjahresergebnis nach Ergebnis anderer Gesellschafter 8.865.416,81 - 1.612.034,43

Sonstige Transfererträge
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Stadt Steinfurt Anlage I 3.2
Gesamtabschluss 2018

Gesamtkapitalflussrechnung nach DRS 2 (Mindestgliederung)
für den Zeitraum vom 01.01. bis 31.12.2018

Ergebnis des 
Haushaltsjahres

Ergebnis des 
Vorjahres

€ €
1. Gesamtjahresergebnis 8.961.416,81 - 1.362.434,43
2. +/– Abschreibungen/Zuschreibungen auf Gegenstände 

des Anlagevermögens 10.951.488,44 10.728.581,06
3. +/– Zunahme/Abnahme der Rückstellungen -2.089.194,46 4.250.709,14
4. –/+ Auflösung von Sonderposten und sonstige zahlungs-

unwirksame Erträge/Aufwendungen - 2.307.560,93 - 1.518.150,54
5. –/+ Gewinn/Verlust aus dem Abgang von Gegenständen

des Anlagevermögens - 614.205,13 - 63.016,22
6. –/+ Zunahme/Abnahme der Vorräte, der Forderungen aus

Lieferungen und Leistungen sowie anderer Aktiva, die nicht
der Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind - 1.473.199,26 161.407,90

7. +/– Zunahme/Abnahme der Verbindlichkeiten aus Lieferungen
und Leistungen sowie anderer Passiva, die nicht der
Investitions- oder Finanzierungstätigkeit zuzuordnen sind 2.267.962,86 959.122,48

8. = Cashflow aus der laufenden Geschäftstätigkeit 15.696.708,33 13.156.219,39
9. + Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des 

Sachanlagevermögens 1.075.498,73 442.148,68
10. – Auszahlungen für Investitionen in das Sachanlagevermögen - 13.641.861,60 - 6.950.972,42
11. + Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des 

immateriellen Anlagevermögens 18.681,52 3,00
12. – Auszahlungen für Investitionen in das immaterielle Anlagevermögen -1.056.796,85 -70.441,75
13. + Einzahlungen aus Abgängen von Gegenständen des 

Finanzanlagevermögens 1.776.368,09 6.409,04
14. – Auszahlungen für Investitionen in das Finanzanlagevermögen - 632.639,00 - 228.914,00
15. + Einzahlungen für Sonderposten aus Zuwendungen und Beiträgen

sowie sonstigen Sonderposten - 125.533,28 - 239.951,26
16. = Cashflow aus der Investitionstätigkeit - 12.586.282,39 - 7.041.718,71
17. + Einzahlungen aus der Begebung von Anleihen und der

Aufnahme von (Finanz-)krediten 9.850.275,00 5.600.890,64
18. – Auszahlung aus der Tilgung von Anleihen und (Finanz-) Krediten - 6.290.854,22 - 7.903.947,14
19. = Cashflow aus der Finanzierungstätigkeit 3.559.420,78 - 2.303.056,50
20. Zahlungswirksame Veränderungen des Finanzmittelfonds 6.669.846,72 3.811.444,18
21. +/– Finanzmittelfonds am Anfang der Periode 14.225.891,07 10.414.446,89
22. = Finanzmittelfonds am Ende der Periode 20.895.737,79 14.225.891,07







































Allgemeine Auftragsbedingungen
für

Wirtschaftsprüfer und Wirtschaftsprüfungsgesellschaften

vom 1. Januar 2017 

1. Geltungsbereich

(1) Die Auftragsbedingungen gelten für Verträge zwischen Wirtschaftsprüfern
oder Wirtschaftsprüfungsgesellschaften (im Nachstehenden zusammenfas-
send „Wirtschaftsprüfer“ genannt) und ihren Auftraggebern über Prüfungen, 
Steuerberatung, Beratungen in wirtschaftlichen Angelegenheiten und sonsti-
ge Aufträge, soweit  nicht etwas anderes ausdrücklich schriftlich vereinbart
oder gesetzlich zwingend vorgeschrieben ist.

(2) Dritte können nur dann Ansprüche aus dem Vertrag zwischen Wirt-
schaftsprüfer und Auftraggeber herleiten, wenn dies ausdrücklich vereinbart
ist oder sich aus zwingenden gesetzlichen Regelungen ergibt. Im Hinblick auf 
solche Ansprüche gelten diese Auftragsbedingungen auch  diesen Dritten 
gegenüber.

2. Umfang und Ausführung des Auftrags

(1) Gegenstand des Auftrags ist die vereinbarte Leistung, nicht ein bestimm-
ter wirtschaftlicher Erfolg. Der Auftrag wird nach den Grundsätzen ordnungs-
mäßiger Berufsausübung ausgeführt. Der Wirtschaftsprüfer übernimmt im
Zusammenhang mit seinen Leistungen keine Aufgaben der Geschäftsfüh-
rung. Der Wirtschaftsprüfer ist für die Nutzung oder Umsetzung der Ergebnis-
se seiner Leistungen nicht verantwortlich. Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt,
sich zur Durchführung des Auftrags sachverständiger Personen zu bedienen. 

(2) Die Berücksichtigung ausländischen Rechts bedarf  – außer bei betriebs-
wirtschaftlichen Prüfungen – der ausdrücklichen schriftlichen Vereinbarung. 

(3) Ändert sich die Sach- oder Rechtslage nach Abgabe der abschließenden 
beruflichen Äußerung, so ist der Wirtschaftsprüfer nicht verpflichtet, den 
Auftraggeber auf Änderungen oder sich daraus ergebende Folgerungen 
hinzuweisen.

3. Mitwirkungspflichten des Auftraggebers

(1) Der Auftraggeber hat dafür zu sorgen, dass dem Wirtschaftsprüfer alle für
die Ausführung des Auftrags notwendigen Unterlagen und weiteren Informa-
tionen rechtzeitig übermittelt werden und ihm von allen Vorgängen und 
Umständen Kenntnis gegeben wird,  die für die Ausführung des Auftrags von
Bedeutung sein können. Dies gilt auch für die Unterlagen und weiteren
Informationen, Vorgänge und Umstände, die  erst während der Tätigkeit des
Wirtschaftsprüfers bekannt werden. Der Auftraggeber wird dem Wirtschafts-
prüfer geeignete Auskunftspersonen benennen. 

(2) Auf Verlangen des Wirtschaftsprüfers hat der Auftraggeber die Vollstän-
digkeit der vorgelegten Unterlagen und der weiteren Informationen sowie der
gegebenen Auskünfte und Erklärungen in einer vom Wirtschaftsprüfer formu-
lierten schriftlichen Erklärung zu bestätigen. 

4. Sicherung der Unabhängigkeit

(1) Der Auftraggeber hat  alles zu unterlassen, was die Unabhängigkeit der
Mitarbeiter des Wirtschaftsprüfers gefährdet. Dies gilt für die Dauer des
Auftragsverhältnisses insbesondere für Angebote auf Anstellung oder Über-
nahme von Organfunktionen und für Angebote, Aufträge auf eigene Rech-
nung zu übernehmen. 

(2) Sollte die Durchführung des Auftrags die Unabhängigkeit des Wirtschafts-
prüfers,  die der mit ihm verbundenen Unternehmen, seiner Netzwerkunter-
nehmen oder solcher mit ihm assoziierten Unternehmen, auf die  die Unab-
hängigkeitsvorschriften in  gleicher Weise Anwendung finden wie auf den 
Wirtschaftsprüfer, in anderen Auftragsverhältnissen beeinträchtigen, ist der
Wirtschaftsprüfer zur außerordentlichen Kündigung des Auftrags berechtigt.

5. Berichterstattung und mündliche Auskünfte

Soweit der Wirtschaftsprüfer Ergebnisse im Rahmen der Bearbeitung des
Auftrags schriftlich darzustellen hat, ist  alleine  diese schriftliche Darstellung
maßgebend. Entwürfe schriftlicher Darstellungen sind unverbindlich. Sofern
nicht anders vereinbart, sind mündliche Erklärungen und Auskünfte des
Wirtschaftsprüfers nur dann verbindlich, wenn sie schriftlich bestätigt werden. 
Erklärungen und Auskünfte des Wirtschaftsprüfers außerhalb des erteilten
Auftrags sind stets unverbindlich.

6. Weitergabe einer beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers

(1) Die Weitergabe beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers (Arbeits-
ergebnisse oder Auszüge von Arbeitsergebnissen – sei es im Entwurf oder in
der Endfassung) oder die Information über das Tätigwerden des Wirtschafts-
prüfers für den Auftraggeber an einen Dritten bedarf der schriftlichen Zustim-
mung des Wirtschaftsprüfers,  es sei denn, der Auftraggeber ist zur Weiter-
gabe oder Information aufgrund eines Gesetzes oder einer behördlichen 
Anordnung verpflichtet. 

(2) Die Verwendung beruflicher Äußerungen des Wirtschaftsprüfers und die
Information über das Tätigwerden des Wirtschaftsprüfers für den Auftragge-
ber zu Werbezwecken durch den Auftraggeber sind unzulässig.

7. Mängelbeseitigung

(1) Bei etwaigen Mängeln hat der Auftraggeber Anspruch auf Nacherfüllung
durch den Wirtschaftsprüfer. Nur bei Fehlschlagen, Unterlassen bzw. unbe-
rechtigter Verweigerung, Unzumutbarkeit oder Unmöglichkeit der Nacherfül-
lung kann er die Vergütung mindern oder vom Vertrag zurücktreten; ist der
Auftrag nicht von einem Verbraucher erteilt worden, so kann der Auftraggeber
wegen eines Mangels nur dann vom Vertrag zurücktreten, wenn die erbrach-
te Leistung wegen Fehlschlagens, Unterlassung, Unzumutbarkeit oder
Unmöglichkeit der Nacherfüllung für ihn ohne Interesse ist. Soweit darüber
hinaus Schadensersatzansprüche bestehen, gilt Nr. 9. 

(2) Der Anspruch auf Beseitigung von Mängeln muss vom Auftraggeber
unverzüglich in Textform geltend gemacht werden. Ansprüche nach Abs. 1, 
die  nicht  auf  einer vorsätzlichen Handlung beruhen, verjähren nach Ablauf
eines Jahres ab dem gesetzlichen Verjährungsbeginn.

(3) Offenbare Unrichtigkeiten, wie z.B. Schreibfehler, Rechenfehler und 
formelle Mängel,  die in  einer beruflichen Äußerung (Bericht, Gutachten und 
dgl.) des Wirtschaftsprüfers enthalten sind, können jederzeit vom Wirt-
schaftsprüfer auch Dritten gegenüber berichtigt werden. Unrichtigkeiten, die
geeignet sind, in der beruflichen Äußerung des Wirtschaftsprüfers enthaltene 
Ergebnisse infrage zu stellen, berechtigen diesen, die Äußerung auch Dritten 
gegenüber zurückzunehmen. In den vorgenannten Fällen ist der Auftragge-
ber vom Wirtschaftsprüfer tunlichst vorher zu hören.

8. Schweigepflicht gegenüber Dritten, Datenschutz

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist nach Maßgabe der Gesetze (§ 323 Abs. 1 HGB,
§ 43 WPO, § 203 StGB) verpflichtet, über Tatsachen und Umstände, die ihm
bei seiner Berufstätigkeit anvertraut oder bekannt werden, Stillschweigen zu
bewahren, es sei denn, dass der Auftraggeber ihn von dieser Schweigepflicht
entbindet. 

(2) Der Wirtschaftsprüfer wird bei der Verarbeitung von personenbezogenen 
Daten die nationalen und europarechtlichen Regelungen zum Datenschutz
beachten. 

9. Haftung

(1) Für gesetzlich vorgeschriebene Leistungen des Wirtschaftsprüfers, insbe-
sondere Prüfungen, gelten die jeweils anzuwendenden gesetzlichen Haf-
tungsbeschränkungen, insbesondere  die Haftungsbeschränkung des § 323 
Abs. 2 HGB.

(2) Sofern weder eine gesetzliche Haftungsbeschränkung Anwendung findet 
noch  eine einzelvertragliche Haftungsbeschränkung besteht, ist  die Haftung 
des Wirtschaftsprüfers für Schadensersatzansprüche jeder Art, mit Ausnah-
me von Schäden aus der Verletzung von Leben, Körper und Gesundheit,
sowie von Schäden, die  eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 1 
ProdHaftG begründen, bei einem fahrlässig verursachten einzelnen Scha-
densfall gemäß § 54a Abs. 1 Nr. 2 WPO auf 4 Mio. € beschränkt.

(3) Einreden und Einwendungen aus dem Vertragsverhältnis mit dem Auf-
traggeber stehen dem Wirtschaftsprüfer auch gegenüber Dritten zu. 

(4) Leiten mehrere Anspruchsteller aus dem mit dem Wirtschaftsprüfer
bestehenden Vertragsverhältnis Ansprüche aus einer fahrlässigen Pflichtver-
letzung des Wirtschaftsprüfers her, gilt der in Abs. 2 genannte Höchstbetrag 
für die betreffenden Ansprüche aller Anspruchsteller insgesamt.



(5) Ein einzelner Schadensfall im Sinne von Abs. 2 ist auch bezüglich eines
aus mehreren Pflichtverletzungen stammenden einheitlichen Schadens
gegeben. Der einzelne Schadensfall umfasst sämtliche Folgen einer Pflicht-
verletzung ohne Rücksicht darauf, ob Schäden in  einem oder in mehreren
aufeinanderfolgenden Jahren entstanden sind. Dabei gilt mehrfaches auf 
gleicher oder gleichartiger Fehlerquelle beruhendes Tun oder Unterlassen als
einheitliche Pflichtverletzung, wenn die betreffenden Angelegenheiten mitei-
nander in rechtlichem oder wirtschaftlichem Zusammenhang stehen. In 
diesem Fall kann der Wirtschaftsprüfer nur bis zur Höhe von 5 Mio. € in
Anspruch genommen werden. Die Begrenzung auf das Fünffache der Min-
destversicherungssumme  gilt  nicht bei gesetzlich vorgeschriebenen Pflicht-
prüfungen. 

(6) Ein Schadensersatzanspruch  erlischt, wenn nicht innerhalb von sechs
Monaten nach der schriftlichen Ablehnung der Ersatzleistung Klage erhoben 
wird und der Auftraggeber auf diese Folge hingewiesen wurde. Dies gilt nicht 
für Schadensersatzansprüche, die auf vorsätzliches Verhalten zurückzufüh-
ren sind, sowie bei einer schuldhaften Verletzung von Leben, Körper oder
Gesundheit sowie bei Schäden, die eine Ersatzpflicht des Herstellers nach § 
1 ProdHaftG begründen. Das Recht, die Einrede der Verjährung geltend zu
machen, bleibt unberührt. 

10. Ergänzende Bestimmungen für Prüfungsaufträge

(1) Ändert der Auftraggeber nachträglich den durch den Wirtschaftsprüfer
geprüften und mit  einem Bestätigungsvermerk versehenen Abschluss oder
Lagebericht, darf er diesen Bestätigungsvermerk nicht weiterverwenden. 

Hat der Wirtschaftsprüfer einen Bestätigungsvermerk nicht  erteilt, so ist  ein
Hinweis auf die durch den Wirtschaftsprüfer durchgeführte Prüfung im Lage-
bericht oder an anderer für die Öffentlichkeit bestimmter Stelle nur mit schrift-
licher Einwilligung des Wirtschaftsprüfers und mit dem von ihm genehmigten
Wortlaut zulässig.

(2) Widerruft der Wirtschaftsprüfer den Bestätigungsvermerk, so darf der
Bestätigungsvermerk nicht weiterverwendet werden. Hat der Auftraggeber
den Bestätigungsvermerk bereits verwendet, so hat er auf Verlangen des
Wirtschaftsprüfers den Widerruf bekanntzugeben. 

(3) Der Auftraggeber hat Anspruch auf fünf Berichtsausfertigungen. Weitere
Ausfertigungen werden besonders in Rechnung gestellt.

11. Ergänzende Bestimmungen für Hilfeleistung in Steuersachen

(1) Der Wirtschaftsprüfer ist berechtigt, sowohl bei der Beratung in steuerli-
chen Einzelfragen als auch im Falle der Dauerberatung die vom Auftraggeber
genannten Tatsachen, insbesondere Zahlenangaben, als richtig und vollstän-
dig zugrunde zu legen; dies gilt auch für Buchführungsaufträge. Er hat jedoch
den Auftraggeber auf von ihm festgestellte Unrichtigkeiten hinzuweisen. 

(2) Der Steuerberatungsauftrag umfasst  nicht  die zur Wahrung von Fristen 
erforderlichen Handlungen, es sei denn, dass der Wirtschaftsprüfer hierzu
ausdrücklich den Auftrag übernommen hat. In diesem Fall hat der Auftragge-
ber dem Wirtschaftsprüfer alle für die Wahrung von Fristen wesentlichen 
Unterlagen, insbesondere Steuerbescheide, so rechtzeitig vorzulegen, dass
dem Wirtschaftsprüfer eine angemessene Bearbeitungszeit zur Verfügung 
steht.

(3) Mangels einer anderweitigen schriftlichen Vereinbarung umfasst  die
laufende Steuerberatung folgende, in  die Vertragsdauer fallenden Tätigkei-
ten:

a) Ausarbeitung der Jahressteuererklärungen für die Einkommensteuer,
Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer sowie der Vermögensteuererklä-
rungen, und zwar auf Grund der vom Auftraggeber vorzulegenden Jahres-
abschlüsse und sonstiger für die Besteuerung erforderlicher Aufstellungen 
und Nachweise

b) Nachprüfung von Steuerbescheiden zu den unter a) genannten Steuern

c) Verhandlungen mit den Finanzbehörden im Zusammenhang mit den 
unter a) und b) genannten Erklärungen und Bescheiden

d) Mitwirkung bei Betriebsprüfungen und Auswertung der Ergebnisse von
Betriebsprüfungen hinsichtlich der unter a) genannten Steuern

e) Mitwirkung in Einspruchs- und Beschwerdeverfahren hinsichtlich der
unter a) genannten Steuern.

Der Wirtschaftsprüfer berücksichtigt bei den vorgenannten Aufgaben die
wesentliche veröffentlichte Rechtsprechung und Verwaltungsauffassung.

(4) Erhält der Wirtschaftsprüfer für die laufende Steuerberatung ein Pau-
schalhonorar, so sind mangels anderweitiger schriftlicher Vereinbarungen die
unter Abs. 3 Buchst. d) und e) genannten Tätigkeiten gesondert zu honorie-
ren.

(5) Sofern der Wirtschaftsprüfer auch Steuerberater ist  und  die Steuerbera-
tervergütungsverordnung für die Bemessung der Vergütung anzuwenden ist,
kann eine höhere oder niedrigere  als die gesetzliche Vergütung in Textform
vereinbart werden.

(6) Die Bearbeitung besonderer Einzelfragen der Einkommensteuer, Körper-
schaftsteuer, Gewerbesteuer, Einheitsbewertung und Vermögensteuer sowie
aller Fragen der Umsatzsteuer, Lohnsteuer, sonstigen Steuern und Abgaben 
erfolgt auf Grund eines besonderen Auftrags. Dies gilt auch für

a) die Bearbeitung einmalig anfallender Steuerangelegenheiten, z.B. auf 
dem Gebiet der Erbschaftsteuer, Kapitalverkehrsteuer, Grunderwerbsteuer,

b) die Mitwirkung und Vertretung in Verfahren vor den Gerichten der Fi-
nanz- und der Verwaltungsgerichtsbarkeit sowie in Steuerstrafsachen, 

c) die beratende und gutachtliche Tätigkeit im Zusammenhang mit Um-
wandlungen, Kapitalerhöhung und -herabsetzung, Sanierung, Eintritt und 
Ausscheiden eines Gesellschafters, Betriebsveräußerung, Liquidation und 
dergleichen und 

d) die Unterstützung bei der Erfüllung von Anzeige- und Dokumentations-
pflichten. 

(7) Soweit auch  die Ausarbeitung der Umsatzsteuerjahreserklärung als
zusätzliche Tätigkeit übernommen wird, gehört dazu  nicht  die Überprüfung 
etwaiger besonderer buchmäßiger Voraussetzungen sowie die Frage, ob alle
in Betracht kommenden umsatzsteuerrechtlichen Vergünstigungen wahrge-
nommen worden sind. Eine Gewähr für die vollständige Erfassung der Unter-
lagen zur Geltendmachung des Vorsteuerabzugs wird nicht übernommen.

12. Elektronische Kommunikation

Die Kommunikation zwischen dem Wirtschaftsprüfer und dem Auftraggeber
kann auch per E-Mail erfolgen. Soweit der Auftraggeber eine Kommunikation
per E-Mail nicht wünscht oder besondere Sicherheitsanforderungen stellt, wie
etwa  die Verschlüsselung von E-Mails, wird der Auftraggeber den Wirt-
schaftsprüfer entsprechend in Textform informieren.

13. Vergütung

(1) Der Wirtschaftsprüfer hat neben seiner Gebühren- oder Honorarforderung
Anspruch auf Erstattung seiner Auslagen; die Umsatzsteuer wird zusätzlich
berechnet. Er kann angemessene Vorschüsse auf Vergütung und Auslagen-
ersatz verlangen und die Auslieferung seiner Leistung von der vollen Befrie-
digung seiner Ansprüche abhängig machen. Mehrere Auftraggeber haften als
Gesamtschuldner.

(2) Ist der Auftraggeber kein Verbraucher, so ist  eine Aufrechnung gegen 
Forderungen des Wirtschaftsprüfers auf Vergütung und Auslagenersatz nur
mit unbestrittenen oder rechtskräftig festgestellten Forderungen zulässig. 

14. Streitschlichtungen

Der Wirtschaftsprüfer ist  nicht bereit, an Streitbeilegungsverfahren vor einer
Verbraucherschlichtungsstelle im Sinne des § 2 des Verbraucherstreitbeile-
gungsgesetzes teilzunehmen. 

15. Anzuwendendes Recht

Für den Auftrag, seine Durchführung und die sich  hieraus ergebenden An-
sprüche gilt nur deutsches Recht. 




